
Gesetz sieht keine Einschränkungen auf bestimmte Ver­
gütungen für Neuerervorschläge bzw. aus Neuererver­
einbarungen vor, so daß die Konfliktkommissionen und 
die staatlichen Gerichte für die Entscheidung von Ver­
gütungsstreitfällen jeder Art zuständig sind. Dazu ge­
hören auch die Streitigkeiten, die eine Erhöhung der 
Vergütung betreffen. § 6 Abs. 1 der 1. DB zur NVO 
— Vergütung für Neuerungen und Erfindungen — vom 
22. Dezember 1971 (GBl. 1972 II S. 11), wonach die Lei­
ter der Betriebe unabhängig von den festgelegten Ver­
gütungshöchstbeträgen die Vergütung bis zum Drei­
fachen erhöhen können, wenn die weiteren in dieser 
Rechtsnorm geregelten Voraussetzungen vorliegen, 
räumt dem entscheidungsbefugten Leiter kein freies 
Ermessen ein, sondern enthält verbindliche Anspruchs­
kriterien, deren Beachtung durch den Leiter die Kon­
fliktkommissionen und die staatlichen Gerichte nach­
prüfen können (vgl. M ü l l e r ,  „Die Aufgaben der Kon­
fliktkommissionen bei der Förderung der Neuererbewe­
gung“, Arbeit und Arbeitsrecht 1972, Heft 9, S. 275 ff. 
[278]).
Wollte man die Zuständigkeit der genannten Rechts­
pflegeorgane für die Entscheidung von Streitfällen we­
gen Erhöhung der Vergütung nach der NVO und der 
1. DB dazu verneinen, so würde dies eine Einschränkung 
des Einspruchsrechts bedeuten, das die Neuerer nach 
der bis zum 31. Dezember 1971 gültigen NeuererVO 
von 1963 und der AO über die Zuständigkeit und die 
Zusammensetzung der Schlichtungsstellen sowie über 
das Verfahren vor den Schlichtungsstellen vom 31. Juli 
1963 (GBL II S. 542) hatten. § 31 der NeuererVO von 
1963 sah ebenfalls die Möglichkeit einer Erhöhung der 
Vergütung vor. Der Betrag, um den die Vergütung er­
höht wurde, war aus dem zentralen Fonds des Patent­
amtes zu zahlen. Nach § 4 Abs. 1 Ziff. 1 der AO vom 
31. Juli 1963 war für die Schlichtung von Streitigkeiten 
aus Vergütungszahlungen aus dem zentralen Fonds des 
Patentamtes dessen Schlichtungsstelle zuständig. Dar­
aus ergibt sich, daß dazu auch Streitfälle gehörten, bei 
denen es sich um eine Erhöhung der Vergütung nach 
§ 31 der NeuererVO von 1963 handelte. Entscheidungen 
der Schlichtungsstelle des Patentamtes, die solche Streit­
fälle betrafen, liegen auch vor (vgl. z. B. Entscheidung 
vom 17. November 1967 — Reg. Nr. Schli 22/67 — NE — 
in: der neuerer 1968, Beilage znr Heft 7, S. 1751). 
Zusammenfassend ist somit festzustellen, daß die Kon­
fliktkommissionen und die staatlichen Gerichte für die 
Entscheidung von Streitfällen über eine Erhöhung der 
Vergütung nach § 6 Abs. 1 der 1. DB zur NVO vom 
22. Dezember 1971 dem Grunde und der Höhe nach zu­
ständig sind.
Das Kreisgericht hat richtig zum Ausdruck gebracht, 
daß nach § 33 Abs. 1 NVO die vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung nicht abschließend vergüteten Neuerungen 
nach den Bestimmungen der NVO (einschließlich der 
dazu erlassenen 1. DB) zu behandeln sind. Die besonde­
ren Übergangsregelungen des § 33 Abs. 4 und 5 NVO 
sind für den vorliegenden Streitfall nicht anzuwenden, 
da dem Amt für Erfindungs- und Patentwesen vor In­
krafttreten der NVO vom 22. Dezember 1971 kein An­
trag auf Zahlung für eine Erhöhung der Vergütung 
vorlag und bisher auch keine Zahlungen gemäß § 31 
der NeuererVO von 1963 erfolgten.
Somit waren für die von den Verklagten geltend ge­
machten Forderungen die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 
der 1. DB zur NVO vom 22. Dezember 1971 anzuwen­
den.
Da das Kreisgericht nicht überprüft hat, ob die in dieser 
gesetzlichen Bestimmung festgelegten Voraussetzungen 
für eine Erhöhung der Vergütung im vorliegenden Fall 
erfüllt sind, war dies vom Senat nachzuholen, (wird 
ausgeführt)
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